
Bekanntmachung der Stadt Oberhausen
über das Inkrafttreten des
Bebauungsplans Nr. 612 - Eichsfeldstraße
(südwestlicher Teilabschnitt) - 

I. Der Bebauungsplan Nr. 612 - Eichsfeldstraße (süd-
westlicher Teilabschnitt) - wurde vom Rat der Stadt
am 09.02.2009 gemäß § 10 Abs. 1 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Neufassung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21.12.2006 (BGBl. I, S. 3316), und § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV.NRW.2007, S.
380), als Satzung beschlossen.

Das Plangebiet umfasst den südwestlichen
Teilabschnitt der Eichsfeldstraße. Es liegt in der
Gemarkung Sterkrade-Nord, Flur 10, und wird wie
folgt umgrenzt:

Südwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 850; diese
verlängert bis zur Verlängerung der nordwestlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 850; Verlängerung der
nordwestlichen Grenze des Flurstücks Nr. 850; nord-
westliche Grenze des Flurstücks Nr. 850; rechtwink-
lig abknickend zur Verlängerung der nordöstlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 754; Verlängerung der
nordöstlichen Grenze des Flurstücks Nr. 754; nord-
westliche Grenze des Flurstücks Nr. 754; östliche
Grenzen des Flurstücks Nr. 850 bis zur
Walsumermarkstraße.

II. Hinweise

1. Der Bebauungsplan Nr. 612 - Eichsfeldstraße
(südwestlicher Teilabschnitt) - liegt mit
Begründung einschließlich Umweltbericht und
zusammenfassender Erklärung vom Tage der
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an im
Technischen Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße
66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004, während
der Dienststunden zu jedermanns Einsicht
öffentlich aus.

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und
2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), über die Entschädigung von
durch den Bebauungsplan eintretenden
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit
und das Erlöschen entsprechender
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.

3. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beacht-
liche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel
des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung des Flächennutzungsplans
oder der Satzung schriftlich gegenüber der
Gemeinde (Stadt Oberhausen, Dezernat 5,
Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66,
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004) unter
Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

4. Eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) beim
Zustandekommen dieser Satzung kann nach
Ablauf eines Jahres seit dieser
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) ein vorgeschriebenes Genehmigungs-
verfahren fehlt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den
Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

5. Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 612 - Eichsfeldstraße (süd-
westlicher Teilabschnitt) - gemäß § 10 Abs. 3 des
Baugesetzbuchs in Kraft.

III. Bekanntmachungsanordnung

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Oberhausen, 13.02.2009

Klaus Wehling
Oberbürgermeister

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Nr. 4/2009 vom 2. März 2009

29



Herausgeber:
Stadt Oberhausen, Der Oberbürgermeister,
Pressestelle, Virtuelles Rathaus,
Schwartzstraße 72, 46042 Oberhausen,
Telefon 0208 825-2116
Online-Abonnement zum Jahresbezugs-
preis von 16,-- Euro,
Post-Abonnement zum Jahresbeszugs-
preis von 28,-- Euro
das Amtsblatt erscheint zweimal im
Monat

K 2671

Postvertriebsstück

- Entgelt bezahlt - 

DPAG

30


